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 viii) die unmittelbare oder mittelbare Überführung durch die Besat-
zungsmacht eines Teiles ihrer eigenen Zivilbevölkerung in das von ihr 
besetzte Gebiet oder die Vertreibung oder Überführung der Gesamt-
heit oder eines Teiles der Bevölkerung des besetzten Gebiets inner-
halb desselben oder aus diesem Gebiet; 

 ix) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, die dem Gottesdienst, der Erzie-
hung, der Kunst, der Wissenschaft oder der Wohltätigkeit gewidmet 
sind, auf geschichtliche Denkmäler, Krankenhäuser und Sammelplät-
ze für Kranke und Verwundete, sofern es nicht militärische Ziele 
sind; 

 x) die körperliche Verstümmelung von Personen, die sich in der Gewalt 
einer gegnerischen Partei befinden, oder die Vornahme medizinischer 
oder wissenschaftlicher Versuche jeder Art an diesen Personen, die 
nicht durch deren ärztliche, zahnärztliche oder Krankenhausbehand-
lung gerechtfertigt sind oder in ihrem Interesse durchgeführt werden 
und die zu ihrem Tod führen oder ihre Gesundheit ernsthaft gefähr-
den; 

 xi) die meuchlerische Tötung oder Verwundung von Angehörigen des 
feindlichen Volkes oder Heeres; 

 xii) die Erklärung, dass kein Pardon gegeben wird; 
 xiii) die Zerstörung oder Beschlagnahme feindlichen Eigentums, sofern 

diese nicht durch die Erfordernisse des Krieges zwingend geboten ist; 
 xiv) die Erklärung, dass Rechte und Forderungen von Angehörigen der 

Gegenpartei aufgehoben, zeitweilig ausgesetzt oder vor Gericht nicht 
einklagbar sind; 

 xv) der Zwang gegen Angehörige der Gegenpartei, an den Kriegshand-
lungen gegen ihr eigenes Land teilzunehmen, selbst wenn sie bereits 
vor Ausbruch des Krieges im Dienst des Kriegführenden standen; 

 xvi) die Plünderung einer Stadt oder Ansiedlung, selbst wenn sie im 
Sturm genommen wurde; 

 xvii) die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen; 
 xviii) die Verwendung erstickender, giftiger oder gleichartiger Gase sowie 

aller ähnlichen Flüssigkeiten, Stoffe oder Vorrichtungen; 
 xix) die Verwendung von Geschossen, die sich im Körper des Menschen 

leicht ausdehnen oder flachdrücken, beispielsweise Geschosse mit ei-
nem harten Mantel, der den Kern nicht ganz umschließt oder mit 
Einschnitten versehen ist; 

 xx) die Verwendung von Waffen, Geschossen, Stoffen und Methoden der 
Kriegführung, die geeignet sind, überflüssige Verletzungen oder un-
nötige Leiden zu verursachen, oder die unter Verstoß gegen das in-
ternationale Recht des bewaffneten Konflikts ihrer Natur nach unter-
schiedslos wirken, vorausgesetzt, dass diese Waffen, Geschosse, Stoffe 
und Methoden der Kriegführung Gegenstand eines umfassenden 
Verbots und aufgrund einer Änderung entsprechend den einschlägi-
gen Bestimmungen in den Artikeln 121 und 123 in einer Anlage die-
ses Statuts enthalten sind; 

 xxi) die Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere eine 
entwürdigende und erniedrigende Behandlung; 

 xxii) Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung zur Prostitution, er-
zwungene Schwangerschaft im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 Buch-
stabe f, Zwangssterilisation oder jede andere Form sexueller Gewalt, 
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die ebenfalls eine schwere Verletzung der Genfer Abkommen dar-
stellt; 

 xxiii) die Benutzung der Anwesenheit einer Zivilperson oder einer anderen 
geschützten Person, um Kampfhandlungen von gewissen Punkten, 
Gebieten oder Streitkräften fernzuhalten; 

 xxiv) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, Material, Sanitätseinheiten, Sani-
tätstransportmittel und Personal, die in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht mit den Schutzzeichen der Genfer Abkommen versehen 
sind; 

 xxv) das vorsätzliche Aushungern von Zivilpersonen als Methode der 
Kriegführung durch das Vorenthalten der für sie lebensnotwendi- 
gen Gegenstände, einschließlich der vorsätzlichen Behinderung von 
Hilfslieferungen, wie sie nach den Genfer Abkommen vorgesehen 
sind; 

 xxvi) die Zwangsverpflichtung oder Eingliederung von Kindern unter 
fünfzehn Jahren in die nationalen Streitkräfte oder ihre Verwendung 
zur aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten; 

 c) im Falle eines bewaffneten Konflikts, der keinen internationalen Charakter 
hat, schwere Verstöße gegen den gemeinsamen Artikel 3 der vier Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949, nämlich die Verübung jeder der folgen-
den Handlungen gegen Personen, die nicht unmittelbar an den Feindselig-
keiten teilnehmen, einschließlich der Angehörigen der Streitkräfte, welche 
die Waffen gestreckt haben, und der Personen, die durch Krankheit, Ver-
wundung, Gefangennahme oder eine andere Ursache außer Gefecht be-
findlich sind: 

 iii) Angriffe auf Leib und Leben, insbesondere vorsätzliche Tötung jeder 
Art, Verstümmelung, grausame Behandlung und Folter; 

 ii) die Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere entwürdi-
gende und erniedrigende Behandlung; 

 iii) Geiselnahme; 
 iv) Verurteilungen und Hinrichtungen ohne vorhergehendes Urteil eines 

ordentlich bestellten Gerichts, das die allgemein als unerlässlich aner-
kannten Rechtsgarantien bietet; 

d) Absatz 2 Buchstabe c findet Anwendung auf bewaffnete Konflikte, die kei-
nen internationalen Charakter haben, und somit nicht auf Fälle innerer 
Unruhen und Spannungen wie Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten 
oder andere ähnliche Handlungen; 

 e) andere schwere Verstöße gegen die innerhalb des feststehenden Rahmens 
des Völkerrechts anwendbaren Gesetze und Gebräuche im bewaffneten 
Konflikt, der keinen internationalen Charakter hat, nämlich jede der fol-
genden Handlungen: 

 viii) vorsätzliche Angriffe auf die Zivilbevölkerung als solche oder auf ein-
zelne Zivilpersonen, die an den Feindseligkeiten nicht unmittelbar 
teilnehmen; 

 ii) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, Material, Sanitätseinheiten, Sani-
tätstransportmittel und Personal, die in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht mit den Schutzzeichen der Genfer Abkommen versehen 
sind; 

 iii) vorsätzliche Angriffe auf Personal, Einrichtungen, Material, Einheiten 
oder Fahrzeuge, die an einer humanitäten Hilfsmission oder friedens-
erhaltenden Mission in Übereinstimmung mit der Charta der Verein-
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ten Nationen beteiligt sind, solange sie Anspruch auf den Schutz ha-
ben, der Zivilpersonen oder zivilen Objekten nach dem internationa-
len Recht des bewaffneten Konflikts gewährt wird; 

 iv) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, die dem Gottesdienst, der Erzie-
hung, der Kunst, der Wissenschaft oder der Wohltätigkeit gewidmet 
sind, auf geschichtliche Denkmäler, Krankenhäuser und Sammelplätze 
für Kranke und Verwundete, sofern es nicht militärische Ziele sind; 

 v) die Plünderung einer Stadt oder Ansiedlung, selbst wenn sie im Sturm 
genommen wurde; 

 vi) Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung zur Prostitution, er-
zwungene Schwangerschaft im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 Buchsta-
be f, Zwangssterilisation und jede andere Form sexueller Gewalt, die 
ebenfalls einen schweren Verstoß gegen den gemeinsamen Artikel 3 
der vier Genfer Abkommen darstellt; 

 vii) die Zwangsverpflichtung oder Eingliederung von Kindern unter fünf-
zehn Jahren in Streitkräfte oder bewaffnete Gruppen oder ihre Ver-
wendung zur aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten; 

 viii) die Anordnung der Verlegung der Zivilbevölkerung aus Gründen im 
Zusammenhang mit dem Konflikt, sofern dies nicht im Hinblick auf 
die Sicherheit der betreffenden Zivilpersonen oder aus zwingenden 
militärischen Gründen geboten ist; 

 ix) die meuchlerische Tötung oder Verwundung eines gegnerischen Kom-
battanten; 

 x) die Erklärung, dass kein Pardon gegeben wird; 
 xi) die körperliche Verstümmelung von Personen, die sich in der Gewalt 

einer anderen Konfliktpartei befinden, oder die Vornahme medizini-
scher oder wissenschaftlicher Versuche jeder Art an diesen Personen, 
die nicht durch deren ärztliche, zahnärztliche oder Krankenhausbe-
handlung gerechtfertigt sind oder in ihrem Interesse durchgeführt wer-
den und die zu ihrem Tod führen oder ihre Gesundheit ernsthaft ge-
fährden; 

 xii) die Zerstörung oder Beschlagnahme gegnerischen Eigentums, sofern 
diese nicht durch die Erfordernisse des Konflikts zwingend geboten ist; 

 xiii)1) die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen; 
 xiv) die Verwendung erstickender, giftiger oder gleichartiger Gase sowie 

aller ähnlichen Flüssigkeiten, Stoffe oder Vorrichtungen; 
 xv) die Verwendung von Geschossen, die sich im Körper des Menschen 

leicht ausdehnen oder flachdrücken, beispielsweise Geschosse mit ei-
nem harten Mantel, der den Kern nicht ganz umschließt oder mit Ein-
schnitten versehen ist; 

 f) Absatz 2 Buchstabe e findet Anwendung auf bewaffnete Konflikte, die kei-
nen internationalen Charakter haben, und somit nicht auf Fälle innerer 
Unruhen und Spannungen wie Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten  
oder andere ähnliche Handlungen. Er findet Anwendung auf bewaffnete 
Konflikte, die im Hoheitsgebiet eines Staates stattfinden, wenn zwischen 
den staatlichen Behörden und organisierten bewaffneten Gruppen oder 

______________________________________________________________________ 
1) Die Nummern xiii bis xv sind durch Resolution RC/Res.5 der Vertragsstaatenkonferenz 

eingefügt worden, aber gemäß Art. 121 Abs. 5 des Statuts nur für die Vertragsstaaten verbind-
lich, die diese Änderung ratifiziert haben (derzeit 36, darunter Deutschland, Liechtenstein, 
Österreich und die Schweiz). 
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zwischen solchen Gruppen ein lang anhaltender bewaffneter Konflikt be-
steht. 
(3) Absatz 2 Buchstaben c und e berührt nicht die Verantwortung einer 

Regierung, die öffentliche Ordnung im Staat aufrechtzuerhalten oder wieder-
herzustellen oder die Einheit und territoriale Unversehrtheit des Staates mit 
allen rechtmäßigen Mitteln zu verteidigen. 

Art. 8bis 
Art. 8bis Verbrechen der Aggression1). (1) Im Sinne dieses Statuts bedeu-
tet „Verbrechen der Aggression“ die Planung, Vorbereitung, Einleitung oder 
Ausführung einer Angriffshandlung, die ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem 
Umfang nach eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Natio-
nen darstellt, durch eine Person, die tatsächlich in der Lage ist, das politische 
oder militärische Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 bedeutet „Angriffshandlung“ die gegen die Sou-
veränität, die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit 
eines Staates gerichtete oder sonst mit der Charta der Vereinten Nationen un-
vereinbare Anwendung von Waffengewalt durch einen anderen Staat. Unab-
hängig von dem Vorliegen einer Kriegserklärung gilt in Übereinstimmung mit 
der Resolution 3314 (XXIX) der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
vom 14. Dezember 1974 jede der folgenden Handlungen als Angriffshandlung: 
 a) die Invasion des Hoheitsgebiets eines Staates oder der Angriff auf dieses 

durch die Streitkräfte eines anderen Staates oder jede, wenn auch vorüber-
gehende, militärische Besetzung, die sich aus einer solchen Invasion oder 
einem solchen Angriff ergibt, oder jede gewaltsame Annexion des Hoheits-
gebiets eines anderen Staates oder eines Teiles desselben; 

b) die Bombardierung oder Beschießung des Hoheitsgebiets eines Staates 
durch die Streitkräfte eines anderen Staates oder der Einsatz von Waffen je-
der Art durch einen Staat gegen das Hoheitsgebiet eines anderen Staates; 

 c) die Blockade der Häfen oder Küsten eines Staates durch die Streitkräfte 
eines anderen Staates; 

d) ein Angriff der Streitkräfte eines Staates auf die Land-, See- oder Luftstreit-
kräfte oder die See- und Luftflotte eines anderen Staates; 

 e) der Einsatz von Streitkräften eines Staates, die sich mit der Zustimmung 
eines anderen Staates in dessen Hoheitsgebiet befinden, unter Verstoß ge-
gen die in der entsprechenden Einwilligung oder Vereinbarung vorgesehe-
nen Bedingungen oder jede Verlängerung ihrer Anwesenheit in diesem 
Hoheitsgebiet über den Ablauf der Geltungsdauer der Einwilligung oder 
Vereinbarung hinaus; 

 f) das Handeln eines Staates, wodurch er erlaubt, dass sein Hoheitsgebiet, das 
er einem anderen Staat zur Verfügung gestellt hat, von diesem anderen Staat 
dazu benutzt wird, eine Angriffshandlung gegen einen dritten Staat zu be-
gehen; 

 g) das Entsenden bewaffneter Banden, Gruppen, irregulärer Kräfte oder Söld-
ner durch einen Staat oder in seinem Namen, die mit Waffengewalt gegen 

______________________________________________________________________ 
1) Der Tatbestand des Aggressionsverbrechens ist durch Resolution RC/Res. 6 der nach 

Art. 123 einberufenen Überprüfungskonferenz 2010 eingefügt worden, tritt aber gemäß 
Art. 121 Abs. 5 nur für die Vertragsstaaten in Kraft, die diese Änderung ratifiziert haben (der-
zeit 35, darunter Deutschland, Liechtenstein, Österreich und die Schweiz). Zusätzliche Be-
dingungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit des Internationalen Strafgerichtshofs sind in 
den ebenfalls durch Resolution RC/Res. 6 eingefügten Art. 15bis und 15ter enthalten. 

bis 
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einen anderen Staat Handlungen von solcher Schwere ausführen, dass sie 
den oben aufgeführten Handlungen gleichkommen, oder seine wesentliche 
Beteiligung daran. 
 

Art. 9 „Verbrechenselemente“.1 ) (1) Die „Verbrechenselemente“ helfen 
dem Gerichtshof bei der Auslegung und Anwendung der Artikel 6, 7, 8 und 
8bis. Sie werden von den Mitgliedern der Versammlung der Vertragsstaaten mit 
Zweidrittelmehrheit angenommen. 

(2) Änderungen der „Verbrechenselemente“ können vorgeschlagen werden 
von 
 a) jedem Vertragsstaat; 
b) den Richtern mit absoluter Mehrheit; 
 c) dem Ankläger. 
Diese Änderungen werden von den Mitgliedern der Versammlung der Ver-
tragsstaaten mit Zweidrittelmehrheit angenommen. 

(3) Die „Verbrechenselemente“ und ihre Änderungen müssen mit dem Sta-
tut vereinbar sein. 

 
Art. 10. Dieser Teil ist nicht so auszulegen, als beschränke oder berühre er 
bestehende oder sich entwickelnde Regeln des Völkerrechts für andere Zwe-
cke als diejenigen dieses Statuts. 

 
Art. 11 Gerichtsbarkeit ratione temporis. (1) Die Gerichtsbarkeit des 
Gerichtshofs erstreckt sich nur auf Verbrechen, die nach Inkrafttreten dieses 
Statuts begangen werden. 

(2) Wird ein Staat nach Inkrafttreten dieses Statuts dessen Vertragspartei, so 
kann der Gerichtshof seine Gerichtsbarkeit nur in Bezug auf Verbrechen aus-
üben, die nach Inkrafttreten des Statuts für diesen Staat begangen wurden, es 
sei denn, der Staat hat eine Erklärung nach Artikel 12 Absatz 3 abgegeben. 

Art. 9–12 
Art. 12 Voraussetzungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit. 

(1) Ein Staat, der Vertragspartei dieses Statuts wird, erkennt damit die Ge-
richtsbarkeit des Gerichtshofs für die in Artikel 5 bezeichneten Verbrechen an. 

(2) Im Fall des Artikels 13 Buchstabe a oder c kann der Gerichtshof seine 
Gerichtsbarkeit ausüben, wenn einer oder mehrere der folgenden Staaten Ver-
tragspartei dieses Statuts sind oder in Übereinstimmung mit Absatz 3 die Ge-
richtsbarkeit des Gerichtshofs anerkannt haben: 
 a) der Staat, in dessen Hoheitsgebiet das fragliche Verhalten stattgefunden hat, 

oder, sofern das Verbrechen an Bord eines Schiffes oder Luftfahrzeugs be-
gangen wurde, der Staat, in dem dieses registriert ist; 

b) der Staat, dessen Staatsangehörigkeit die des Verbrechens beschuldigte Per-
son besitzt. 
(3) Ist nach Absatz 2 die Anerkennung der Gerichtsbarkeit durch einen 

Staat erforderlich, der nicht Vertragspartei dieses Statuts ist, so kann dieser 
Staat durch Hinterlegung einer Erklärung beim Kanzler die Ausübung  
der Gerichtsbarkeit durch den Gerichtshof in Bezug auf das fragliche Ver- 
______________________________________________________________________ 

1 ) Die Verbrechenselemente sind von der 1. Vertragsstaatenversammlung angenommen 
worden und werden laufend ergänzt, in englischer Sprache abrufbar unter: https://asp.icc-
cpi.int/iccdocs/asp_docs/Publications/Compendium/ElementsOfCrime-ENG.pdf. 
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brechen anerkennen. Der anerkennende Staat arbeitet mit dem Gerichtshof 
ohne Verzögerung oder Ausnahme in Übereinstimmung mit Teil 9 zusam-
men. 

 
Art. 13 Ausübung der Gerichtsbarkeit. Der Gerichtshof kann in Über-
einstimmung mit diesem Statut seine Gerichtsbarkeit über ein in Artikel 5 
bezeichnetes Verbrechen ausüben, wenn 
 a) eine Situation, in der es den Anschein hat, dass eines oder mehrere dieser 

Verbrechen begangen wurden, von einem Vertragsstaat nach Artikel 14 
dem Ankläger unterbreitet wird, 

b) eine Situation, in der es den Anschein hat, dass eines oder mehrere dieser 
Verbrechen begangen wurden, vom Sicherheitsrat, der nach Kapitel VII der 
Charta der Vereinten Nationen tätig wird, dem Ankläger unterbreitet wird, 
oder 

 c) der Ankläger nach Artikel 15 Ermittlungen in Bezug auf eines dieser Ver-
brechen eingeleitet hat. 

Art. 13–15 
Art. 14 Unterbreitung einer Situation durch einen Vertragsstaat. 

(1) Ein Vertragsstaat kann eine Situation, in der es den Anschein hat,  
dass ein oder mehrere der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Ver-
brechen begangen wurden, dem Ankläger unterbreiten und diesen ersuchen, 
die Situation zu untersuchen, um festzustellen, ob eine oder mehrere be-
stimmte Personen angeklagt werden sollen, diese Verbrechen begangen zu 
haben. 

(2) Soweit möglich, sind in der Unterbreitung die maßgeblichen Umstände 
anzugeben und diejenigen Unterlagen zur Begründung beizufügen, über die 
der unterbreitende Staat verfügt. 

 
Art. 15 Ankläger. (1) Der Ankläger kann auf der Grundlage von Informa-
tionen über der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen aus 
eigener Initiative Ermittlungen einleiten. 

(2) Der Ankläger prüft die Stichhaltigkeit der erhaltenen Informationen. Zu 
diesem Zweck kann er von Staaten, Organen der Vereinten Nationen, zwi-
schenstaatlichen oder nichtstaatlichen Organisationen oder anderen von ihm 
als geeignet erachteten zuverlässigen Stellen zusätzliche Auskünfte einholen 
und am Sitz des Gerichtshofs schriftliche oder mündliche Zeugenaussagen 
entgegennehmen. 

(3) Gelangt der Ankläger zu dem Schluss, dass eine hinreichende Grundlage 
für die Aufnahme von Ermittlungen besteht, so legt er der Vorverfahrenskam-
mer einen Antrag auf Genehmigung von Ermittlungen zusammen mit den 
gesammelten Unterlagen zu seiner Begründung vor. Opfer können in Über-
einstimmung mit der Verfahrens- und Beweisordnung Eingaben an die Vor-
verfahrenskammer machen. 

(4) Ist die Vorverfahrenskammer nach Prüfung des Antrags und der Unter-
lagen zu seiner Begründung der Auffassung, dass eine hinreichende Grundlage 
für die Aufnahme von Ermittlungen besteht und dass die Sache unter die Ge-
richtsbarkeit des Gerichtshofs zu fallen scheint, so erteilt sie die Genehmigung 
zur Einleitung der Ermittlungen, unbeschadet späterer Entscheidungen des 
Gerichtshofs betreffend die Gerichtsbarkeit für eine Sache und ihre Zulässig-
keit. 
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(5) Verweigert die Vorverfahrenskammer die Genehmigung zur Aufnahme 
von Ermittlungen, so schließt dies einen auf neue Tatsachen oder Beweismittel 
gestützten späteren Antrag des Anklägers in Bezug auf dieselbe Situation nicht 
aus. 

(6) Gelangt der Ankläger nach der in den Absätzen 1 und 2 genannten Vor-
prüfung zu dem Schluss, dass die zur Verfügung gestellten Informationen kei-
ne hinreichende Grundlage für Ermittlungen darstellen, so teilt er dies den 
Informanten mit. Dies schließt nicht aus, dass der Ankläger im Licht neuer 
Tatsachen oder Beweismittel weitere Informationen prüft, die ihm in Bezug 
auf dieselbe Situation zur Verfügung gestellt werden. 

Art. 15bis 
 

Art. 15bis Ausübung der Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der 
Aggression (Unterbreitung durch einen Staat oder aus eigener Initia-
tive). (1) Der Gerichtshof kann vorbehaltlich dieses Artikels seine Gerichts-
barkeit über das Verbrechen der Aggression in Übereinstimmung mit Arti-
kel 13 Buchstaben a und c ausüben. 

(2) Der Gerichtshof kann seine Gerichtsbarkeit nur über Verbrechen der 
Aggression ausüben, die ein Jahr nach Ratifikation oder Annahme der Ände-
rungen durch dreißig Vertragsstaaten begangen werden.1) 

(3) Der Gerichtshof übt seine Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Ag-
gression in Übereinstimmung mit diesem Artikel vorbehaltlich eines Beschlus-
ses aus, der nach dem 1. Januar 2017 mit derselben Mehrheit von Vertragsstaa-
ten zu fassen ist, wie sie für die Annahme einer Änderung des Statuts 
erforderlich ist.2) 

(4) Der Gerichtshof kann in Übereinstimmung mit Artikel 12 seine Ge-
richtsbarkeit über ein Verbrechen der Aggression ausüben, das sich aus einer 
Angriffshandlung eines Vertragsstaats ergibt, es sei denn, dieser Vertragsstaat 
hat zuvor durch Hinterlegung einer Erklärung beim Kanzler bekanntgegeben, 
dass er diese Gerichtsbarkeit nicht anerkennt. Die Rücknahme dieser Erklä-
rung kann jederzeit erfolgen und wird von dem Vertragsstaat innerhalb von 
drei Jahren geprüft. 

(5) Hinsichtlich eines Staates, der nicht Vertragspartei dieses Statuts ist, übt 
der Gerichtshof seine Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Aggression 
nicht aus, wenn das Verbrechen von Staatsangehörigen des betreffenden Staates 
oder in dessen Hoheitsgebiet begangen wurde. 

(6) Gelangt der Ankläger zu dem Schluss, dass eine hinreichende Grundlage 
für die Aufnahme von Ermittlungen in Bezug auf ein Verbrechen der Aggres-
sion besteht, vergewissert er sich zunächst, ob der Sicherheitsrat festgestellt 
hat, dass der betreffende Staat eine Angriffshandlung begangen hat. Der An-
kläger benachrichtigt den Generalsekretär der Vereinten Nationen über die 
beim Gerichtshof anhängige Situation unter Einschluss sachdienlicher Infor-
mationen und Unterlagen. 
______________________________________________________________________ 

1) Derzeit haben 35 Staaten den Aggressionstatbestand und die damit zusammenhängenden 
Änderungen des Statuts ratifiziert oder angenommen (darunter Deutschland, Liechtenstein, 
Österreich und die Schweiz). 

2) Den Beschluss zur Aktivierung der Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Aggression 
haben die Vertragsstaaten am 14.12.2017 mit Wirkung ab 17.7.2018 gefasst (ICC-ASP/16/ 
Res. 5). 

bis
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(7) Hat der Sicherheitsrat eine entsprechende Feststellung getroffen, so kann 
der Ankläger die Ermittlungen in Bezug auf ein Verbrechen der Aggression 
aufnehmen. 

(8) Wird innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt der Benach-
richtigung keine entsprechende Feststellung getroffen, so kann der Ankläger 
die Ermittlungen in Bezug auf ein Verbrechen der Aggression aufnehmen, 
sofern die Vorverfahrensabteilung nach dem in Artikel 15 vorgesehenen Ver-
fahren die Genehmigung zur Einleitung der Ermittlungen in Bezug auf ein 
Verbrechen der Aggression erteilt und der Sicherheitsrat nicht einen ander-
weitigen Beschluss nach Artikel 16 gefasst hat. 

(9) Die Feststellung einer Angriffshandlung durch ein Organ außerhalb des 
Gerichtshofs berührt nicht die eigenen Erkenntnisse des Gerichtshofs nach 
diesem Statut. 

(10) Dieser Artikel lässt die Bestimmungen über die Ausübung der Ge-
richtsbarkeit über die anderen in Artikel 5 bezeichneten Verbrechen unbe-
rührt. 

 
Art. 15ter Ausübung der Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der 
Aggression (Unterbreitung durch den Sicherheitsrat). (1) Der Gerichts-
hof kann vorbehaltlich dieses Artikels seine Gerichtsbarkeit über das Verbre-
chen der Aggression in Übereinstimmung mit Artikel 13 Buchstabe b ausüben. 

(2) Der Gerichtshof kann seine Gerichtsbarkeit nur über Verbrechen der 
Aggression ausüben, die ein Jahr nach Ratifikation oder Annahme der Ände-
rungen durch dreißig Vertragsstaaten begangen werden.1) 

(3) Der Gerichtshof übt seine Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Ag-
gression in Übereinstimmung mit diesem Artikel vorbehaltlich eines Beschlus-
ses aus, der nach dem 1. Januar 2017 mit derselben Mehrheit von Vertragsstaa-
ten zu fassen ist, wie sie für die Annahme einer Änderung des Statuts 
erforderlich ist.2) 

(4) Die Feststellung einer Angriffshandlung durch ein Organ außerhalb des 
Gerichtshofs berührt nicht die eigenen Erkenntnisse des Gerichtshofs nach 
diesem Statut. 

(5) Dieser Artikel lässt die Bestimmungen über die Ausübung der Gerichts-
barkeit über die anderen in Artikel 5 bezeichneten Verbrechen unberührt. 

Art. 15– , 16 
Art. 16 Aufschub der Ermittlungen oder der Strafverfolgung. Richtet 
der Sicherheitsrat in einer nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Natio-
nen angenommenen Resolution ein entsprechendes Ersuchen an den Ge-
richtshof, so dürfen für einen Zeitraum von 12 Monaten keine Ermittlungen 
und keine Strafverfolgung aufgrund dieses Statuts eingeleitet oder fortgeführt 
werden; das Ersuchen kann vom Sicherheitsrat unter denselben Bedingungen 
erneuert werden. 
______________________________________________________________________ 

1) Derzeit haben 35 Staaten den Aggressionstatbestand und die damit zusammenhängenden 
Änderungen des Statuts ratifiziert oder angenommen (darunter Deutschland, Liechtenstein, 
Österreich und die Schweiz). 

2) Den Beschluss zur Aktivierung der Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Aggression 
haben die Vertragsstaaten am 14.12.2017 mit Wirkung ab 17.7.2018 gefasst (ICC-ASP/16/ 
Res. 5). 
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